
Anhang: Gesetzliche Vorschriften (Auszüge) 

1. Grundgesetz 

Artikel 2 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit 
der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes 
eingegriffen werden. 

Artikel 12 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte 
frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes geregelt werden. 

(2) ... 

Artikel 14 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schran­
ken werden durch die Gesetze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge­
meinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der 
Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentli­
chen Gerichten offen. 

Artikel 20 a 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die 
natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die 
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. 
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Artikel 74 

Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: ... 

Nr. lla: die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, 
die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den 
Schutz gegen Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch ioni­
sierende Strahlen entstehen, und die Beseitigung radioaktiver Stoffe; 

Artikel 87 c 

Gesetze, die auf Grund des Artikels 74 Nr. lla ergehen, können mit Zustim­
mung des Bundesrates bestimmen, daß sie von den Ländern im Auftrage des 
Bundes ausgeführt werden. 

II. Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) 

vom 23. Dezember 1959 (BGBl. I S. 814), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. April 1998 (BGBl. I S. 694): 

§ 7 Genehmigung von Anlagen 

(1) Wer eine ortsfeste Anlage zur Erzeugung oder Bearbeitung oder Verarbei­
tung oder zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung be­
strahlter Kernbrennstoffe errichtet, betreibt oder sonst innehat oder die 
Anlage oder ihren Betrieb wesentlich verändert, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn 

1. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässig­
keit des Antragstellers und der für die Errichtung, Leitung und Beaufsichti­
gung des Betriebs der Anlage verantwortlichen Personen ergeben, und die 
für die Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung des Betriebs der Anlage 
verantwortlichen Personen die hierfür erforderliche Fachkunde besitzen, 

2. gewährleistet ist, daß die bei dem Betrieb der Anlage sonst tätigen Personen 
die notwendigen Kenntnisse über einen sicheren Betrieb der Anlage, die 
möglichen Gefahren und die anzuwendenden Schutzmaßnahmen besitzen, 
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3. die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge 
gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen 
ist, 

4. die erforderliche Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzver­
pflichtungen getroffen ist, 

5. der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkun­
gen Dritter gewährleistet ist, 

6. überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen, der Wahl des Standorts der Anlage entgegenstehen. 

Bei Veränderungen bestehender Anlagen oder ihres Betriebes, die die getroffe­
ne Vorsorge gegen Schäden oder den getroffenen Schutz gegen Störmaßnah­
men oder sonstige Einwirkungen Dritter verbessern oder unberührt lassen, gilt 
Satz 1 Nt. 3 und 5 mit der Maßgabe, daß unter Berücksichtigung der techni­
schen Gegebenheiten und Funktionen der Anlage unverhältnismäßige oder 
technisch nicht mögliche V orsorge- oder Schutzmaßnahmen nicht erforderlich 
sind; in Festlegungen einer bestehenden Genehmigung, die von einer bean­
tragten Veränderung und deren Auswirkungen auf die Anlage und ihren Be­
trieb nicht betroffen werden, kann nur nach Maßgabe des § 17 Absatz 1 Satz 3 
und Absatz 2 bis 5 eingegriffen werden. 

Absatz (2a): Vom Abdruck wird abgesehen, da dieser Absatz mit der Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 2. März 1999 - 2 BvF 1 /94 (BGBl. I 
S. 1237) für nichtig erklärt worden ist. 

(6) § 14 des Bundes - Immissionsschutzgesetzes gilt sinngemäß für Einwirkun­
gen, die von einer genehmigten Anlage auf ein anderes Grundstück ausge­
hen. 

§ 11 Ermächtigungsvorschriften (Genehmigung, Anzeige, allgemeine Zulas­
sung) 
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(1) Soweit nicht durch dieses Gesetz für Kernbrennstoffe und für Anlagen im 
Sinne des § 7 eine besondere Regelung getroffen ist, kann durch Rechtsver­
ordnung zur Erreichung der in § 1 bezeichneten Zwecke bestimmt werden, 

Nr.2 daß die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung ioni­
sierender Strahlen einer Genehmigung oder Anzeige bedürfen, 

Nr.3 daß nach einer Bauartprüfung durch eine in der Rechtsverordnung zu 
bezeichnende Stelle Anlagen, Geräte und Vorrichtungen , die radioaktive 
Stoffe enthalten oder ionisierende Strahlen erzeugen, allgemein zugelassen 
werden können und welche Anzeigen die Inhaber solcher Anlagen, Geräte 
und Vorrichtungen zu erstatten haben, ... 

§ 19 Staatliche Aufsicht 

(1) Der Umgang und Verkehr mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung, der 
Betrieb und der Besitz von Anlagen der in den §§ 7 und 11 Absatz 1 Nr. 2 
bezeichneten Art, der Umgang und Verkehr mit Anlagen, Geräten und Vor­
richtungen der in § 11 Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Art sowie die Beförde­
rung dieser Stoffe, Anlagen, Geräte und Vorrichtungen unterliegen der 
staatlichen Aufsicht. Die Aufsichtsbehörden haben insbesondere darüber zu 
wachen, daß nicht gegen die Vorschriften dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die hierauf beru­
henden Anordnungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden und die Be­
stimmungen des Bescheids über die Genehmigung oder allgemeine Zulas­
sung verstoßen wird und daß nachträgliche Auflagen eingehalten werden. 
Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der Aufsichtsbehörden finden die 
Vorschriften des § 139b der Gewerbeordnung entsprechende Anwendung. 
Der für die kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz zuständige 
Bundesminister kann die ihm von den nach §§ 22 bis 24 zuständigen Be­
hörden übermittelten Informationen, die auf Verstöße gegen Ein- und Aus­
fuhrvorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlas­
senen Rechtsverordnungen, gegen die hierauf beruhenden Anordnungen 
und Verfügungen der Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen des 
Bescheids über die Genehmigung hinweisen, an den Bundesminister des 
Innern übermitteln, soweit dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Bundeskriminalamtes bei der Verfolgung von Straftaten im Außenwirt-
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schaftsverkehr erforderlich ist; die übermittelten Informationen dürfen, so­
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für den Zweck verwendet 
werden, zu den sie übermittelt worden sind. 

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde und die von ihr nach § 20 zugezo­
genen Sachverständigen oder die Beauftragten anderer zugezogener Behör­
den sind befugt, ürte, an denen sich radioaktive Stoffe, Anlagen der in den 
§§ 7 und 11 Absatz Nr. 2 bezeichneten Art oder Anlagen, Geräte und Vor­
richtungen der in §§ 11 Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Art befinden oder an 
denen hiervon herrührende Strahlen wirken, oder ürte, für die diese Vor­
aussetzungen den Umständen nach anzunehmen sind, jederzeit zu betreten 
und dort alle Prüfungen anzustellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not­
wendig sind. Sie können hierbei von den verantwortlichen oder dort be­
schäftigten Personen die erforderlichen Auskünfte verlangen. im übrigen 
von den verantwortlichen oder dort beschäftigten Personen die erforderli­
chen Auskünfte verlangen. Im übrigen gilt § 13 des Gerätesicherheitsgeset­
zes entsprechend. Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes über 
die Unverletzlichkeit der \Vohnung wird eingeschränkt, soweit es diesen Be­
fugnissen entgegensteht. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß ein Zustand beseitigt wird, der 
den Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlas­
senen Rechtsverordnungen, den Bestimmungen des Bescheids über die Ge­
nehmigung oder allgemeine Zulassung oder einer nachträglich angeordneten 
Auflage widerspricht oder aus dem sich durch die Wirkung ionisierender 
Strahlen Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter ergeben können. 
Sie kann insbesondere anordnen, 

1. daß und welche Schutzmaßnahmen zu treffen sind, 

2. daß radioaktive Stoffe bei einer von ihr bestimmenden Stelle aufbewahrt 
oder verwahrt werden, 

3. daß der Umgang mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung und der Betrieb 
von Anlagen der in den §§ 7 und 11 Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Art sowie 
der Umgang mit Anlagen, Geräten und Vorrichtungen der in § 11 Absatz 1 
Nr. 3 bezeichneten Art einstweilen oder, wenn eine erforderliche Genehmi­
gung nicht erteilt oder rechtskräftig widerrufen ist, endgültig eingestellt 
wird. 
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(4) Die Aufsichtsbefugnisse nach anderen Rechtsvorschriften und die sich aus 
den landesrechtlichen Vorschriften ergebenden allgemeinen Befugnisse 
bleiben unberührt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Anlagen, die durch eine Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts nach § 9a Absatz 3 Satz 3 oder durch 
Dritte nach § 9 a Absatz 4 Satz 1 eingerichtet werden. 

111. Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EURA TOM) vom 25. März 1957 in der konsolidierten Fassung mit den 
Anderungen durch den Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 

Artikel 93 

Die Mitgliedstaaten beseitigen untereinander ein Jahr nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags alle Einfuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung und 
alle mengenmäßigen Beschränkungen der Ein- und Ausfuhr: 

a) für die in den Listen Al und A2 aufgeführten Erzeugnisse, 

b) für die in der Liste B aufgeführten Erzeugnisse, soweit für diese Erzeugnis­
se ein gemeinsamer Zolltarif gilt und sie mit einer Bescheinigung der Kom­
mission versehen sind, aus der ihre Bestimmung für auf dem Kerngebiet 
liegende Zwecke hervorgeht. 

Die einem Mitgliedstaat unterstehenden außereuropäischen Hoheitsgebiete 
können weiterhin Ein- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung erhe­
ben, soweit sie ausschließlich fiskalischen Charakter haben. Höhe und System 
dieser Zölle und Abgaben dürfen nicht zu einer Diskriminierung dieses Staates 
und der übrigen Mitgliedstaaten führen. 

IV. Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25. März 
1957 in der konsolidierten Fassung mit den Anderungen durch den 
Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 

Artikel 28 

Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wir­
kung sind zwischen den Mitgliedstaaten verboten. 
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Artikel 29 

Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wir­
kung sind zwischen den Mitgliedstaaten verboten. 

Artikel 30 

Die Bestimmungen der Artikel 28 und 29 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Durchfuhrverboten oder - beschränkungen nicht entgegen, die aus Gründen 
der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutze der Ge­
sundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen 
Kulturguts von künstlerischen, geschichtlichen oder archäologischem Wert 
oder des gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. Diese 
Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen 
Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen 
den Mitgliedstaaten darstellen. 
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